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Amtliche Bekanntmachungen 
76. Jahrgang 

Bekanntmachung über die Auslegung und Unterrichtung der Öffentlichkeit zum 
Planfeststellungsverfahren für das Bauvorhaben Rhein-Ruhr-Express (RRX), 
PFA 3.1 Düsseldorf-Kalkum – Düsseldorf-Angermund 
(Geschäftszeichen: 641pa/043-2021#001) 
Das Vorhaben hat im Wesentlichen die Erweite­
rung der bestehenden Bahntrasse (jeweils zwei 
Gleise der Strecken 2650 und 2670) um zwei 
weitere Gleise, den Neubau eines Bahnsteigs 
am Haltepunkt Düsseldorf-Angermund sowie 
die Errichtung von Schallschutzwänden zum 
Gegenstand. Die Ergänzung um zwei weitere 
Gleise erfolgt auf der westlichen Seite der Bahn­
trasse. Für das Bauvorhaben einschließlich der 
landschaftspflegerischen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen werden Grundstücke im 
Stadtgebiet Düsseldorf, dort vor allem im Orts­
teil Angermund, beansprucht. 

Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der 
DB Netz AG, Infrastrukturprojekte West, vom 
05.01.2021 für das genannte Bauvorhaben das 
Anhörungsverfahren nach § 73 Verwaltungsver­
fahrensgesetz (VwVfG) in Verbindung mit §§ 18 
ff Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) durch. 
Für das Vorhaben wurde mit verfahrensleitender 
Verfügung vom 08.09.2021 festgestellt, dass 
nach § 3a i. V. m. § 3b Abs. 1 Satz 1, Nr. 14.7 
Anlage 1 Gesetz über die Umweltverträglich­
keitsprüfung in der Fassung vom 24.02.2010 
(UVPG a. F.) eine Verpflichtung zur Durchfüh­
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
erfolgt nach den Übergangsregelungen des § 74 
Abs. 2 UVPG in der Fassung vom 20.07.2017 
auf Grundlage des UVPG in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24.02.2010, da das Ver­
fahren zur Unterrichtung über voraussichtlich 
beizubringende Unterlagen in der bis dahin gel­
tenden Fassung des § 5 Abs. 1 UVPG a. F. einge­
leitet wurde. 

Die Vorhabenträgerin hat die entscheidungser­
heblichen Unterlagen über die Umweltauswir­
kungen des Vorhabens vorgelegt. Das sind ins­
besondere folgende Unterlagen: 

–	 UVP-Bericht mit textlichem Teil sowie Kar­
tenwerken zum Planfeststellungsabschnitt 
(PFA) und UVP-Bericht zum Gesamtprojekt 
Rhein-Ruhr-Express, Planunterlage Nr. 24 

–	 Erläuterungsbericht, Planunterlage Nr. 1 
–	 Landschaftspflegerischer Begleitplan, ein­
schließlich Erläuterungsbericht, Bestands­
und Konfliktpläne, Maßnahmenpläne sowie 
Artenschutzfachbeitrag, Planunterlage Nr. 15 

–	 Untersuchung zu betriebsbedingten Schall­
immissionen, Planunterlage Nr. 16 

–	 Untersuchung zu betriebsbedingten Erschüt­
terungsimmissionen, Planunterlage Nr. 17 

–	 Geotechnische Berichte, Planunterlage Nr. 18 
–	 Untersuchung zur baubedingten Immissio­
nen, Planunterlage Nr. 19 

–	 Unterlagen zur Hydrogeologie und Wasser­
wirtschaft, einschließlich Erläuterungsbericht 
und Pläne sowie Fachbeitrag zur Wasserrah­
menrichtlinie, Planunterlage Nr. 21 

–	 Lagepläne zur elektromagnetischen Verträg­
lichkeit, Planunterlage Nr. 22 

–	 Untersuchung zur klimatischen Auswirkung 
der Schallschutzwände, Planunterlage Nr. 26 

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) mit 
den entscheidungserheblichen Unterlagen liegt 
in der Zeit vom 18.10.2021 bis einschließlich 
17.11.2021 (einen Monat) bei der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf, Amt für Verkehrsmanagement, 
Auf’m Hennekamp 45, 40255 Düsseldorf, 
Zimmer 11.24 während der folgenden Zeiten 

montags bis donnerstags von 8:00 bis 16:00 Uhr 
freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr 

zur allgemeinen Einsichtnahme aus. Hierbei ist 
zu beachten, dass das Technische Rathaus der 
Landeshauptstadt Düsseldorf aufgrund der 
COVID-19-Pandemie derzeit nur nach vorheriger 
Terminabsprache für Besucher geöffnet ist, 
sodass für die Einsichtnahme in die ausliegenden 

Planunterlagen vorab ein Termin zu vereinbaren 
ist. Dies dient insbesondere der Vermeidung von 
Wartezeiten und Ansammlungen. Eine Termin­
vereinbarung ist unter der Rufnummer +49(0)211 
89-98790 möglich. Im Technischen Rathaus 
gelten die Hygieneanforderungen für öffentliche 
Gebäude, insbesondere die Tragepflicht eines 
medizinischen Mund- und Nasenschutzes. 

1.	 Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben 
berührt werden, kann gemäß § 21 Abs. 2 und 
5 UVPG (in der Fassung vom 20.07.2017) bis 
einen Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist 
– somit bis einschließlich 17.12.2021 - beim 
Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Köln, 
Werkstattstraße 102, 50733 Köln, oder bei 
der oben genannten Stadtverwaltung schrift­
lich oder mündlich zur Niederschrift Einwen­
dungen gegen den Plan erheben. 
Nach Ablauf der genannten Frist sind Ein­
wendungen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen 
(§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in Verbindung mit § 
73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). Einwendungen 
und Stellungnahmen der Vereinigungen sind 
nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausge­
schlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Der 
Einwendungsausschluss beschränkt sich bei 
Vorhaben, für die eine Pflicht zur Umweltver­
träglichkeitsprüfung besteht, auf das Verwal­
tungsverfahren. 
Es wird darauf hingewiesen, dass keine Ein­
gangsbestätigung erfolgt. 

2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient 
auch der Benachrichtigung der anerkannten 
Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG von der Auslegung des Plans. 

3. Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine 
Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stel­
lungnahmen und Einwendungen verzichten 
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(§ 18a Nr. 1 AEG). Findet ein Erörterungster­
min statt, wird er ortsüblich bekannt 
gemacht werden. Ferner werden diejenigen, 
die rechtzeitig Einwendungen erhoben oder 
Stellungnahmen abgegeben haben, von dem 
Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können diese durch öffentliche Bekanntma­
chung ersetzt werden. 
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten 
ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, 
die zu den Akten des Eisenbahn-Bundesam­
tes zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Betei­
ligten in dem Erörterungstermin kann auch 
ohne ihn verhandelt werden. Das Anhö­
rungsverfahren ist mit Abschluss des Erörte­
rungstermins beendet. Der Erörterungster­
min ist nicht öffentlich. 

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
Erhebung von Einwendungen oder Abgabe 
von Stellungnahmen, Teilnahme am Erörte­
rungstermin oder Vertreterbestellung entste­
hende Kosten werden nicht erstattet. 

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie 
nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem 
Erörterungstermin, sondern in einem geson­
derten Entschädigungsverfahren behandelt. 

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen 
wird nach Abschluss des Anhörungsverfah­
rens durch das Eisenbahn-Bundesamt ent­
schieden. Die Zustellung der Entscheidung 
(Planfeststellungsbeschluss) an die Einwen­
der und anerkannten Vereinigungen nach 
§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzuneh­
men sind. 

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes an 
tritt die Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 
AEG in Kraft. Darüber hinaus steht ab die­
sem Zeitpunkt dem Träger des Vorhabens 
ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffe­
nen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG). 

8. Da für das Vorhaben eine Pflicht zur Durch­
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht, wird darauf hingewiesen, dass die 
ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 
UVPG a. F. notwendigen Angaben enthalten 
und dass die Auslegung der Planunterlagen 
auch der Einbeziehung der Öffentlichkeit zu 
den Umweltauswirkungen des Vorhabens 
gemäß § 9 UVPG a. F. dient. 

9. Diese Bekanntmachung sowie die zur Ein­
sicht ausgelegten Planunterlagen werden 
zeitgleich mit der Auslegung der Unterlagen 
in der Landeshauptstadt Düsseldorf auch auf 
den Internetseiten 
https://www.duesseldorf.de/verkehrs
management/verkehrsmanagement/
planfeststellungsverfahren/
planauslegungen.html, 
https://www.eba.bund.de/anhoerung und 
im UVP-Portal www.uvp-portal.de zugäng­
lich gemacht. 

 
 

 

Informationen nach Art. 13 Datenschutz-Grund
verordnung (DSGVO): Im Planfeststellungsver­
fahren übermittelte Daten und Informationen 
werden zum Zwecke der Durchführung des 
Verfahrens und Wahrung der Beteiligtenrechte 
verwendet und gespeichert. Neben der Vorha­
benträgerin erhält auch das Eisenbahn-Bundes­
amt die Daten zur endgültigen Beschlussfas­
sung. Rechtsgrundlage für die Datenerhebung 
ist Art. 6 Abs. 1 let. E, Abs. 3 DSGVO i. V. m. § 3 
Bundesdatenschutzgesetz i. V. m. § 18 AEG, 
§ 73 VwVfG. Weitere datenschutzrechtliche 
Hinweise finden Sie auf der Internetseite des 
Eisenbahn-Bundesamtes unter 
https://www.eba.bund.de/DE/Themen/
Planfeststellung/Anhoerung/Datenschutz/
datenschutz_node.html. Dort finden Sie auch 
weitergehende Informationen zum Datenschutz, 
insbesondere zu Rechten als betroffene Person, 
die auf Anfrage auch schriftlich oder mündlich 
erläutert werden. 

­

 
 

Stadtverwaltung Düsseldorf 
-Amt für Verkehrsmanagement-

Im Auftrag 
Florian Reeh 

Öffentliche Sitzungen 
Bezirksvertretung 2 
Dienstag, 05. Oktober, 16 Uhr  
Städt. Thomas-Edison-Realschule, 
Pädagogisches Zentrum (PZ), 
Schlüterstr. 18-20,  

 
 

Schriftführer: Markus Kreikenbaum, 
Tel: 89-24971  

 

Bezirksvertretung 10 
Dienstag, 05. Oktober, 17 Uhr 
Aula der Gesamtschule Stettiner Straße 98, 
40595 Düsseldorf 
Schriftführerin: Karin Meves, 
Tel: 89-97543 

Bezirksvertretung 7 
Dienstag, 05. Oktober, 17 Uhr 
Gymnasium Gerresheim (Aula), Am Poth 60 
Schriftführer: Robert Siemes, 
Tel: 89-93059 

Bezirksvertretung 3 
Dienstag, 05. Oktober, um 17 Uhr 
Geschwister-Scholl-Gymnasium, Aula, 
Redinghovenstraße 41 
Schriftführung: Marc Baumgarth, 
Tel. 89-93071 

Bezirksvertretung 4 
Mittwoch, 06. Oktober, 15 Uhr 
Hallenbad Rheinblick 741, Pariser Straße 41, 
Großer Veranstaltungsraum, 2. Etage 
Schriftführer: Andre Wemmers-Hüsgen, 
Tel: 89-93012 

Ausschuss für Gleichstellung 
Mittwoch, 6. Oktober, 14 Uhr 
Rathaus, Plenarsaal, Marktplatz 2, 1. Etage 
Schriftführerin: Susanne Kaufmann, 
Tel: 89-93604 

Bezirksvertretung 6 
Mittwoch, 06. Oktober, 17 Uhr 
PSD BANK DOME, DEG-Platz 1, 
Theodorstraße 281 
Schriftführer: Günter Gläser, 
Tel: 89-93019 

Bezirksvertretung 8 
Donnerstag, 07. Oktober, 18 Uhr 
Schützenhaus Eller, Heidelberger Straße 4 
Schriftführerin: Jutta Fischer, 
Tel: 89-93318 

https://www.eba.bund.de/anhoerung
http://www.uvp-portal.de
https://www.duesseldorf.de/verkehrsmanagement/verkehrsmanagement/planfeststellungsverfahren/planauslegungen.html
https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Planfeststellung/Anhoerung/Datenschutz/datenschutz_node.html
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D.LIVE GmbH & Co. KG: 
Jahresabschluss zum 31.12.2020 
Die Gesellschafterversammlung der D.LIVE 
GmbH & Co. KG hat am 31.05.2021 den Jahres­
abschluss zum 31.12.2020 festgestellt. 

Die Gesellschafterversammlung hat beschlos­
sen, den Fehlbetrag des Geschäftsjahres vom 
01.01. - 31.12.2020 in Höhe von 9.493.975,77 
EUR auf neue Rechnung vorzutragen. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Wirt-schaftsprü­
fungsgesellschaft HSMV Partnerschaftsgesell­
schaft mbB hat am 31.03.2021 folgenden unein­
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„An die D.LIVE GmbH & Co. KG, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresschluss der D.LIVE GmbH 
& Co. KG, Düsseldorf, – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge­
schäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2020 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs­
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der D.LIVE GmbH & Co. KG, 
Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels­
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertrags­
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 und vermittelt der 
beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref­
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser 
Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab­
schluss, entspricht den deutschen gesetzli­
chen Vorschriften und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 
nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 

im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
und des Aufsichtsrats für den Jahresab­
schluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten­
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Überein­
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord­
nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah­
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab­
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verant-wortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei­
ten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lage­
berichts in Übereinstimmung mit den anzuwen­
denden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Über­
wachung des Rechnungslegungsprozesses der 
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prü­
fungsnachweise, die ausreichend und geeig­
net sind, um als Grundlage für unsere Prü­
fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht auf­
gedeckt werden, ist bei Verstößen höher als 
bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri­
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beab­
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen 
interner Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über die 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 
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–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine we­
sentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit 
Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­
hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 

Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Geset-zes­
entsprechung und das von ihm vermittelte 
Bild von der Lage des Unternehmens. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­

ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein­
schließlich etwaiger Mängel im internen Kon­
trollsystem, die wir während unserer Prüfung 
feststellen.“ 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen 
während der üblichen Geschäftszeiten in der 
MERKUR SPIEL-ARENA in den Geschäfts-
räumen der Gesellschaft zur Einsichtnahme aus. 

Düsseldorf, 23.09.2021 

Die Geschäftsführung der 
D.LIVE Management GmbH 
Arena-Straße 1 
40474 Düsseldorf 

D.LIVE Management GmbH: 
Jahresabschluss zum 31.12.2020 
Die Gesellschafterversammlung der D.LIVE 
Management GmbH hat am 31.05.2021 den 
Jahresabschluss zum 31.12.2020 festgestellt. 

Die Gesellschafterversammlung hat beschlos­
sen, den Jahresüberschuss nach Steuern in 
Höhe von 1.000,00 EUR als Gewinn auf neue 
Rechnung vorzutragen. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft HSMV Partnerschaftsgesell­
schaft mbB hat am 31.03.2021 folgenden unein­
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„An die D.LIVE Management GmbH, Düsseldorf 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresschluss der D.LIVE Mana­
gement GmbH, Düsseldorf, – bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem­
ber 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs­
methoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der D.LIVE Management 
GmbH, Düsseldorf, für das Geschäftsjahr vom 1. 
Januar bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

–	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels­
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord­
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli­
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertrags­
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2020 und 

–	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan­
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 S. 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlus­
ses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut­
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss­
prüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 
im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss­
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsver­
merks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstim­
mung mit den deutschen handelsrechtlichen 
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen 
erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
für den Jahresabschluss und den Lagebe­
richt 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich 
für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den deutschen, für Kapitalgesellschaften gelten­
den handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent­
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Überein­
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ord­
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nungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jah­
resabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeab­
sichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sach­
verhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver­
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungs­
legungsgrundsatzes der Fortführung der Unter­
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 
nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter ver­
antwortlich für die Aufstellung des Lagebe­
richts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab­
schluss in Einklang steht, den deutschen gesetz­
lichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref­
fend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver­
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 
erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu­
wendenden deutschen gesetzlichen Vorschrif­
ten zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im 
Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 
ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, 
der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an 
Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü­
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge­
führte Prüfung eine wesentliche falsche Darstel­
lung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön­
nen aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultie­
ren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könn­
te, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lage­
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei­
dungen von Adressaten beeinflussen. 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes 
Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

–	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab­
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres­
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs­
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs­
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli­
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei 
Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtig­
te Unvollständigkeiten, irreführende Darstel­
lungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 

–	 gewinnen wir ein Verständnis von dem für 
die Prüfung des Jahresabschlusses relevan­
ten internen Kontrollsystem und den für die 
Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkeh­
rungen und Maßnahmen, um Prüfungshand­
lungen zu planen, die unter den gegebenen 
Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil über die 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 
abzugeben. 

–	 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver­
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre­
tern dargestellten geschätzten Werte und 
damit zusammenhängenden Angaben. 

–	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die 
Angemessenheit des von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungs­
grundsatzes der Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine 
wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang 
mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, 
die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unterneh­
menstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 
Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe­
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese 
Angaben unangemessen sind, unser jeweili­
ges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie­

hen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestä­
tigungsvermerks erlangten Prüfungsnachwei­
se. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei­
ten können jedoch dazu führen, dass die 
Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann. 

–	 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah­
resabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhält­
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver­
mittelt. 

–	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent­
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage des Unternehmens. 

–	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins­
besondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern 
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ablei­
tung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prü­
fungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga­
ben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein 
erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den 
zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Ver­
antwortlichen unter anderem den geplanten 
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließ­
lich etwaiger Mängel im internen Kontroll­
system, die wir während unserer Prüfung fest­
stellen.“ 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen wäh­
rend der üblichen Geschäftszeiten in der MER­
KUR SPIEL-ARENA in den Geschäftsräumen der 
Gesellschaft zur Einsichtnahme aus. 

Düsseldorf, 23.09.2021 

Die Geschäftsführung der 
D.LIVE Management GmbH 
Arena-Straße 1 
40474 Düsseldorf 
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Bebauungsplan wird rechtsverbindlich 

Die nachfolgende Bekanntmachung ist am 2. Oktober 2021 auch durch Bereitstellung auf der städtischen Internetseite unter 
https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c156079 öffentlich bekannt gemacht worden. Sie wird hier gem. § 9 der Hauptsatzung 
bekannt gemacht. 

Nachstehender Bebauungsplan ist vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Mobilisierung von Bauland vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), am 16.09.2021 als 
Satzung beschlossen worden: 

Bebauungsplan (Entwurf) Nr. 05/014 
– Ehemals Fashion House – 
Gebiet östlich und südöstlich der Deiker Straße. 
Im Nordwesten und Norden bilden die Carl­
Sonnenschein-Straße und die daran südlich 
anschließende Bebauung sowie ein schmaler 
Grünzug die Grenze. 

–	 Maßgebend ist die Festsetzung des räum­
lichen Geltungsbereiches gemäß § 9 Abs. 7 
BauGB im Bebauungsplan (Entwurf) Nr. 
05/014 – Ehemals Fashion House - der 
Bestandteil dieses Beschlusses ist 

 

(Stadtbezirk 5) 

Bekanntmachungs­
anordnung 
Der vom Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf 
als Satzung beschlossene Bebau-ungsplan Nr. 
05/014 – Ehemals Fashion House - wird hiermit 
gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
öffentlich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der v. g. 
Bebauungsplan in Kraft. 

Der Bebauungsplan mit seiner Begründung ein­
schließlich der zusammenfassenden Erklärung 
nach § 10 Abs. 4 BauGB liegt vom Tage der Ver­
öffentlichung dieser Bekanntmachung ab wäh­
rend der Dienststunden beim Vermessungs- und 
Katasteramt, Brinckmannstraße 5, Erdgeschoss, 
Zimmer 0001, zur Einsicht aus. Zur Einsichtnah­
me ist wegen der Beschränkungen aufgrund der 
sogenannten Corona-Pandemie vorab eine Ter­
minvereinbarung erforderlich. 

Ferner ist der Plan künftig auch über das Lan­
desportal unter der Internetadresse 
https://www.bauleitplanung.nrw.de oder über 
die Homepage der Landeshauptstadt Düssel­
dorf unter https://www.o-sp.de/duesseldorf/
plan/rechtskraft.php zu erreichen. 

Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genom­
men wird auf technische Regelwerke - VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien 
anderer Art -, so werden diese zu jedermanns 
Einsicht bei der v.g. auslegenden Stelle bereit­
gehalten. 

Es wird auf folgendes hingewiesen: 

1.	 Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 
beachtliche Verletzung der dort bezeich­
neten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 
Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über das Verhältnis des Bebau­

ungsplans und des Flächennutzungsplans 
und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung der Satzung schriftlich 
gegenüber der Landeshauptstadt Düsseldorf, 
Stadtplanungsamt, Brinckmannstraße 5, 
40225 Düsseldorf unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts gel­
tend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach 
§ 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Form­
vorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen kann beim 
Zustandekommen einer Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentli­
che Bekanntmachung) nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 
oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­
fahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß 
öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbe­
schluss vorher beanstandet 

oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist 
gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt (§ 7 Abs. 6 der GO 
NRW). 

3. Ein Entschädigungsberechtigter kann Ent­
schädigung verlangen, wenn die in §§ 39 bis 
42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermö­
gensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeifüh­
ren, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichti­
gen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch 
erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah­
ren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die in o. g. Fällen bezeichneten Vermögens­
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 

Düsseldorf, 24.09.2021 
61/12-B-05/014 

Dr. Stephan Keller 
Oberbürgermeister 

https://www.duesseldorf.de/bekanntmachungen.html#c156079
https://www.bauleitplanung.nrw.de
https://www.o-sp.de/duesseldorf/plan/rechtskraft.php
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Öffentliche Zustellungen 
– Ordnungsamt – 

des Bescheides 5329 0005 0365 9126 SB 06 
vom 24.08.2021 an Rosen Gatsov, Am Gather­
hof 3, 40472 Düsseldorf 

des Bescheides 5329 0005 0354 6011 SB 61 
vom 27.05.2021 an Marius Menzel, Philipp­
Reis-Straße 11, 40215 Düsseldorf 

des Bescheides 5327 0005 1673 3166 SB 53 
vom 30.08.2021 an Mario Topoviti, Rue Emile 
Metz 56, 2149 Luxemburg, Luxemburg 

des Bescheides 5327 0005 1630 7701 SB 06 
vom 07.06.2021 an Qais Kasem Yassin, Beetho­
venstraße 13, 47226 Duisburg 

des Bescheides 5329 0005 0356 0820 SB 81 
vom 05.07.2021 an Nancy Schätzl, Irmgardstra­
ße 52, 42287 Wuppertal 

des Bescheides 5329 0005 0310 5104 SB 81 
vom 24.02.2021 an Emanuel Stoican, Oberbil­
ker Allee 254, 40227 Düsseldorf 

des Bescheides 5329 0005 0359 8836 SB 121 
vom 25.08.2021 an Bogdan Jan Sobanski, 
Kochanowskiego 19, 05-091 Zabki, Polen 

des Bescheides 5327 0005 1645 4020 SB 18 
vom 20.08.2021 an Enrico Spano, Grevener 
Straße 224, 48159 Münster 

des Bescheides 5329 0005 0358 5670 SB 13 
vom 30.06.2021 an Anjeza Petro, Hüttenstraße 
15, 40699 Erkrath 

des Bescheides 5327 0005 1661 8219 SB 114 
vom 17.08.2021 an Anamaria Florea, Paltinisului 
35/c, 430393 Baia Mare, Rumänien 

des Bescheides 5327 0005 1693 7900 SB 120 
vom 15.09.2021 an Roman Rykowski, Südstraße 
12, 58256 Ennepetal 

des Bescheides 5329 0005 0306 6087 SB 81 
vom 29.06.2020 an Marc Eugen Rückle, Kreuz­
straße 34, 40210 Düsseldorf 

des Bescheides 5329 0005 0365 3462 SB 116 
vom 17.08.2021 an Istret Haljilji, Rundlica 16, 
21000 Novi Sad, Serbien 

des Bescheides 5327 0005 1670 5740 SB 11 
vom 05.08.2021 an Koen Pampiermole, Perikp­
lein 16, 7512 JC Enschede, Niederlande 

des Bescheides 5329 0005 0363 4514 SB 81 
vom 15.09.2021 an Ana Mihajla, Posener Straße 
64, 40231 Düsseldorf 

des Bescheides 5329 0005 0353 0875 SB 81 
vom 15.09.2021 an Gospodin Donkov, Stan­
chev, Goudastraße 71, 42659 Solingen 

des Bescheides 5327 0005 1623 5913 SB 03 
vom 18.08.2021 an Muhamet Mislimi, Hindens­
kastraße 43-4, 1200 Tetovo, Nordmazedonien 

des Bescheides 5327 0005 1640 1813 SB 02 
vom 26.08.2021 an Sandra Dolna, Ul. Gen. 
Augusta Fieldorfa, 85-791 Bydgoszcz, Polen 

Die Bescheide können beim Ordnungsamt der 
Landeshauptstadt Düsseldorf, Erkrather Str 1-3, 
40233 Düsseldorf, Zimmer 110 eingesehen, 
bzw. in Empfang genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in 
Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können. 

– Amt für Soziales – 

des Einstellungsbescheides gem. § 48 SGB X 
vom 22.09.2021 zum Aktenzeichen 50/21-10­
08 an Herrn Grigory Kulikov, letzte Postadresse: 
Kasernenstraße 25 in 40213 Düsseldorf. 

Der Bescheid kann beim Amt für Soziales, Ser­
vicecenter Grundsicherung Mitte/Nord, Willi­
Becker-Allee 6-8, 40227 Düsseldorf, eingese­
hen bzw. in Empfang genommen werden. 

Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen 
in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsver­
luste drohen können. 

„Düsseldorfer Amtsblatt“ – Offizielles 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf 
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Die Familienkarte 
Infos und Angebote: 
www.duesseldorf.de/
familienkarte 

 

Hotline Jugendamt 
0211. 89 - 9 90 51 

Alle Angebote und noch 
mehr in der App FamilyNavi 
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